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Wegen diffusen Sicherheitsargumenten  
den Saunabesuch verweigert  

Herr Born benötigt zur Fortbewegung aufgrund einer Krankheitsbehinderung einen Roll-
stuhl. Er kann lediglich einige wenige Schritte mit Hilfe von Krücken gehen. Seit längerer 
Zeit besucht er regelmässig die Sauna in einem Sportzentrum. Plötzlich verweigern ihm 
die Verantwortlichen die Benutzung des vorhandenen Duschrollstuhls, mit Hinweis auf 
diffuse Sicherheitsargumente. Er gefährde sich selber und andere Benutzer.  

Herr Born ist aufgrund einer Krankheitsbe-
hinderung grösstenteils auf den Rollstuhl 
angewiesen. Er war mehrere Male in einem  
Sportzentrum in der Sauna und durfte auf-
grund seiner Mobilitätseinschränkung sowohl 
im Umkleideraum als auch im Saunabereich 
den Duschrollstuhl immer benutzen. Damit 
konnte er selbstständig duschen und hielt so 
gleichzeitig die Vorschriften des Sportzent-
rums ein.  Mit den Gehstöcken wäre auf dem 
nassen Boden die Rutsch- und Verletzungs-
gefahr zu gross. 

Er konnte mit seinem Begleiter auch die neu 
gebaute finnische Sauna mit dem Duschroll-
stuhl benutzen. Diese ist ausreichend gross 
sowie schwellen- und stufenlos. Bei den Be-
suchen in der anderen, kleineren Sauna liess 
Herr Born den Duschrollstuhl draussen an 
einer Wand und benutzte die unterste Bank 
in der Saunakabine. Einige Monate später 
verweigerte ihm plötzlich das Sportzentrum 
die Benutzung des Duschrollstuhls – zu-

nächst ohne Begründung.“. Der zuständige 
Bademeister konnte auf Nachfragen nicht 
genau sagen, weshalb dies nun so sei, da es 
doch bei den früheren Besuchen immer 
problemlos ging. Herr Born war nach wie vor 
mit einem Begleiter unterwegs, da er ohne-
hin zu seiner eigenen Sicherheit nur in dieser 
Form die Saunaanlagen benutzen kann und 
bei der Benutzung gewisser Vorrichtungen 
auf Hilfe angewiesen ist. Das fragliche 
Sportzentrum ist verglichen mit anderen Zen-
tren im Wohnkanton von Herrn Born das am 
besten zugänglichste – zumindest aus bauli-
cher Sicht. 

Ihm wurde die Sauna auch aus gesundheitli-
chen Gründen empfohlen, da dies die Spas-
men in den Muskeln positiv beeinflusst und 
auch sonst Erleichterung bringt. 

Auf erneutes Nachfragen teilten die Verant-
wortlichen des Sportzentrums Herrn Born 
mit, dass er den Duschrollstuhl im Saunabe-
reich gar nie hätte benutzen dürfen und das 
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Personal diesbezüglich falsch gehandelt ha-
be. In der Sauna sei er nicht erwünscht; es 
sei für ihn und die anderen Benutzer zu ge-
fährlich. Es wurden diesbezüglich etwas dif-
fuse Argumente angebracht, sowohl was den 
Fluchtweg für alle als auch die Möglichkeit 
für Herrn Born, sich selber aus der Sauna zu 
retten, betrifft. 

Rechtliche Würdigung  

Beim fraglichen Sportzentrum handelt es 
sich um eine öffentlich zugängliche Dienst-
leistung von Privaten. Das Behinderten-
gleichstellungsgesetz (BehiG) subsumiert 
unter den Begriff «Dienstleistung» eine 
Bandbreite an Angeboten. Darunter fallen 
etwa Dienstleistungen «kommerzieller und 
kultureller» Art, bspw. von Kinos, Theatern, 
Restaurants, Hotels, des Fernsehens, von 
Sportstadien, Detailhändlern, Internetprovi-
dern etc. Beim fraglichen Sportzentrum han-
delt es sich um eine öffentlich zugängliche 
Dienstleistung von Privaten. 

Das BehiG beschränkt sich in diesem Be-
reich auf einen sehr engen Schutz. Es unter-
sagt in solchen Fällen lediglich eine Diskri-
minierung (Art. 6 BehiG). Unter einer Diskri-
minierung im Sinne des Gesetzes versteht 
man ein Verhalten, welches Menschen auf-
grund ihrer Behinderung in krasser und er-
niedrigender Weise benachteiligend behan-
delt und dadurch herabwürdigt oder aus-
grenzt (Art. 2 lit. d Behindertengleichstel-
lungsverordnung; BehiV). Eine einfache Be-
nachteiligung reicht nicht aus, um erfolgreich 
rechtlich dagegen vorzugehen. Beispielswei-
se ist ein Kino nicht verpflichtet, seine Ange-
bote auch für mobilitätsbehinderte Menschen 
zugänglich zu gestalten, indem es bspw. die 
Eingangstreppen durch eine Rampe ersetzt 
oder einen Treppenlift einbaut. 

Das BehiG sieht bei privaten Dienstleistun-
gen keine Verpflichtung zur Anpassung vor, 
wie dies bei Dienstleistungen des Staates 
der Fall ist. Wer diskriminiert wird, kann bei 
einem Gericht lediglich eine Entschädigung 
beantragen (Art. 8 Abs. 3 BehiG). Das Ge-
richt trägt bei der Festsetzung der Entschä-
digung insbesondere der Schwere der Dis-
kriminierung und dem Wert der Dienstleis-
tung Rechnung. Diese beträgt höchstens 
5'000 Franken (Art. 11 Abs. 2 BehiG). Zu-
dem steht den Behindertenorganisationen 
mit gesamtschweizerischer Bedeutung ein 
ideelles Verbandsbeschwerderecht auf Fest-
stellung einer Diskriminierung zu (Art. 9 Abs. 
3 Bst. a BehiG). Die diesbezügliche Rechts-
lage im Bereich der Dienstleistungen Privater 
in der Schweiz ist mit den Anforderungen 
nach Art. 9 Abs. 2 lit. b UNO-
Behindertenrechtskonvention keineswegs 
vereinbar.  

Weiteres Vorgehen 

Liegt nun eine Diskriminierung vor, wenn 
Herrn Born mit Hinweis auf diffuse Sicher-
heitsbedenken der Zutritt in die Sauna resp. 
der diesbezügliche Gebrauch des Duschroll-
stuhls auf einmal verweigert wird? 

Inclusion Handicap wird sich zur genaueren 
Abklärung des Sachverhalts mit dem Sport-
zentrum in Kontakt setzen. In einem ersten 
Schritt wird Inclusion Handicap mit einem 
Schreiben versuchen zu erreichen, dass Herr 
Born den Duschrollstuhl wie bis anhin benut-
zen kann. Sollte sich herausstellen, dass 
durch das Abstellen des Duschrollstuhls in 
der Sauna tatsächlich zu wenig Platz für den 
Fluchtweg besteht, könnte man diesen unter 
Umständen auch bspw. an der Aussenwand 
parkieren. Die Verweigerung jeglichen Zu-
tritts in die Sauna scheint übertrieben. 
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Sie berücksichtigt die bewusste Entschei-
dung Herrn Borns, sich dem äusserst un-
wahrscheinlichen und minimen Risiko aus-

zusetzen, dass er im Notfall vielleicht nicht 
rechtzeitig den Ausgang erreicht, in keiner 
Art und Weise. 
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